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Mit der Sowjetunion brach das gängige 
Bedrohungsszenario, das für über vierzig 
Jahre den Krieg gegen die Anderen und die 
Verfolgung der Aufmüpfigen im eigenen 
Land legitimierte, in sich zusammen. Für 
die Metropolen des Westens prophezeite 
Franzis Fukuyama das Ende der Geschichte, 
den kapitalistischen Weltfrieden. Dies war 
bestenfalls naiv: Im gnadenlosen Konkur-
renzkampf um Profite kann es keinen Frie-
den geben, definiert als:

„eine umfassende und dauerhafte Rechts-
ordnung und Lebensform, bei der Wohl und 
Wohlstand der Menschen oberste Ziele sind.“

(Schubert/Klein: Politiklexikon 2006)
 Frieden gilt insofern als die Abwesenheit 

auch struktureller Gewalt.
„Strukturelle Gewalt ist die vermeidbare 

Beeinträchtigung grundlegender menschlicher 
Bedürfnisse oder, allgemeiner ausgedrückt, des 
Lebens, die den realen Grad der Bedürfnisbe-
friedigung unter das herabsetzt, was potentiell 
möglich ist“ 

(Galtung: Gewalt, Frieden und Friedens-
forschung 1971)

Von Frieden kann also keine Rede sein. 
In den neunziger Jahren trat die Sicher-
heitspolitik dennoch in den Hintergrund. 
Die weltweit führenden Staaten sahen sich 
keiner äußeren Bedrohung ausgesetzt, das 
Militär hing - salopp gesagt - in den Kaser-
nen herum und spielte Karten. 1990 mar-
schierten Saddams Truppen in Kuwait ein. 
Kurdische Flüchtlinge, die im Anschluss an 
die darauf folgende US-Intervention nicht 
über die Grenze in die Türkei gelassen 
wurden, wurden als Anlass genommen, mit 
der Militäroperation „Provide Comfort“ 
eine Flugverbotszone über dem Nordirak 
einzurichten. Ein weiterer Versuch, die Sol-
daten als humanitäre Krieger nach Somalia 
zu entsenden, mündete in einem Massaker. 
Stundenlang schossen sich einige abge-
stürzte GIs und ein Rettungstrupp durch 
die Straßen der Hauptstadt Mogadischu 
und töteten dabei rund eintausend Somalis. 
Die Leichen zweier US-Soldaten wurden 
daraufhin unter dem Jubel der vermeint-
lich geholfenen Bevölkerung durch die 
Straßen gezogen. Zugleich zerfiel das ehe-
malige Jugoslawien unter tätiger Mithilfe 

insbesondere Deutschlands in verschiedene 
Staaten, die heute als Protektorate an der 
Peripherie auf einen EU-Beitritt hoffen. 
In derselben Zeit wurden weltweit Arbeit-
nehmerrechte abgebaut, suspendiert. 
Zunächst wurde der Boden, dann der 
Strom, das Wasser, die Versorgung von 
Kindern, Alten, Kranken privatisiert. Die 
Vertriebenen und Überflüssig-Geworde-
nen machten sich auf in die Metropolen, 
um dort als rechtlose ArbeiterInnen in 
Sweat-Shop-Manufakturen ihren und den 
Unterhalt ihrer Familien zu erschuften. Die 
Löhne sanken, die so genannten Lebensko-
sten stiegen. Die Armut nahm also zu und 
nicht ab, provozierte und beschleunigte 
Konflikte, die tatsächlich immer weniger 
zwischen Staaten als innerhalb der Gesell-
schaften ausgetragen werden. Die Bevölke-
rung wird Schutzschild, Druckmittel und 
Manövriermasse. Die Ökonomie der neuen 
Kriege ist global, die Wertschöpfung erfolgt 
tw. in Zwangsarbeit bei der Rohstoffgewin-
nung in der Dritten und Abschöpfung der 
Löhne für Rüstungsausgaben in der Ersten 
Welt. Der Krieg erzeugt Flüchtlingsla-
ger und manifestiert sich in ihnen. Über 
zehn Millionen Menschen leben in diesen 
Lagern, fast ein Zehntel der Weltbevöl-
kerung in Slums. Auch die Profite wach-
sen und konzentrieren sich, abgeschirmt 
durch einen boomenden Sektor der Sicher-
heitstechnologien und -Dienstleistungen. 
Diese gewaltige Reorganisation von politi-
scher und wirtschaftlicher Teilhabe verlief 
zunächst in weiten Teilen der Welt friedlich 
unter der stumpf-optimistischen ideologi-
schen Hegemonie des Neo-Liberalismus. 
Je deutlicher dieser jedoch seine struktu-
relle Gewalt offenbart, desto gewalttätiger 
wird auch seine Durchsetzung, desto mehr 
formiert und globalisiert sich auch Wider-
stand. Dieser Widerstand ist nicht per se 
gut oder progressiv. Im Gegenteil suchen 
einige - mit dem Rücken zur Wand - nach 
schnellen und einfachen Antworten und 
liefern damit den Nationalisten und Jihad-
disten die nötige Massenbasis. 

Es ist von einem weltweiten Bürgerkrieg 
die Rede. 2003 produzieren Jacqueline 
Soohen und Richard Rowley einen Doku-

mentarfilm unter dem Titel „Der Vierte 
Weltkrieg“. Er zeigt die gewaltsamen 
Auseinandersetzungen zwischen sozi-
ale Bewegungen im weitesten Sinne und 
Repressionsorganen in Mexiko, Argenti-
nien, Korea, Südafrika, Nordamerika und 
Europa sowie Kämpfe zwischen der israeli-
schen Armee und Palästinensern.

Im selben Jahr erschien auch das Buch 
„Ausnahmezustand“ von Giorgio Agam-
ben auf deutsch, in dem er eben diesen - 
den Ausnahmezustand - als Analysemodell 
aktueller Politik vorschlägt. Seine zentrale 
These lautet:

„Angesichts der unaufhaltsamen Steige-
rung dessen, was als ´weltweiter Bürger-
krieg´ bestimmt worden ist, erweist sich der 
Ausnahmezustand in der Politik der Gegen-
wart immer mehr als das herrschende Para-
digma des Regierens.“

Nachdem im Folgenden dargestellt wird, 
wie sich die Militär- und Sicherheitsstra-
tegien immer mehr auf Individuen und 
ZivilistInnen ausgerichtet haben, folgt eine 
Phänomenologie des Ausnahmezustands 
auf deren Grundlage wir dann nach Bei-
spielen in der aktuellen Politik suchen, die 
geeignet sind, Agambens These zu unter-
mauern.

Die Bevölkerung als Unsicherheitsfaktor
Die Führer der Staaten verabschiedeten 

auf ihrem Milleniumsgipfel 2000 die so 
genannten Millenium Development Goals. 
Von einer Bekämpfung extremer Armut 
und Hunger ist dort die Rede, von der 
Gleichstellung von Männern und Frauen 
und wieder die Bekämpfung von AIDS. 
Gelingen soll dies vermeintlich durch 
die Bereitstellung von 0.7% des BIP der 
Industriestaaten für internationale Ent-
wicklungshilfe. Das UN-Entwicklungs-
programm versuchte bereits 1994 dem 
herkömmlichen Sicherheitsbegriff, der sich 
auf Staaten bezog, den der menschlichen 
Sicherheit entgegen zu setzen:

„Es kann auf der Welt kein Frieden herr-
schen, solange die Menschen nicht in ihrem 
Alltag Sicherheit haben. Zukünftige Kon-
flikte können öfter innerhalb von Nationen 
stattfinden, als zwischen ihnen - mit Ursa-
chen die tief begraben in der wachsenden 
sozio-ökonomischen Ungleichheit und 
Mangel liegen. Die Suche nach Sicherheit in 
diesem Kontext liegt in Entwicklung, nicht 
in Waffen. […] Zu lange war das Verständ-
nis von Sicherheit durch die Möglichkeit 
eines Konflikts zwischen Staaten geprägt. 
Zu lange wurde Sicherheit mit Bedrohun-
gen von Staatsgrenzen gleichgesetzt. Zu 
lange strebten die Nationen nach Waffen, 
um ihre Sicherheit zu gewährleisten. Heute 
erwächst das Gefühl von Unsicherheit für 
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die meisten Menschen eher aus Sorgen des 
Alltags denn aus der Furcht vor einer Kata-
strophe im Weltmaßstab.“

An sich eine richtige Analyse und ein 
richtiger Versuch, menschliche Sicherheit 
zu definieren. Allerdings haben auch die 
Sicherheitspolitiker hier neue Aufgabenfel-
der gewittert und umgesetzt. Vorbedingung 
für Entwicklung sei nämlich „Sicherheit“. 
Als Ziel von Sicherheitspolitik gilt tatsäch-
lich nicht mehr der Staat oder das Territo-
rium, sondern das Individuum, der Zivilist: 
die Mittelschicht, der abzuschirmende 
Politiker oder Bonze, die Migrantin, der 
potenzielle Terrorist, der Terrorist, die 
Extremistin, der Kindersoldat oder die Pro-
stituierte. Andererseits, das mag ehrlicher 
klingen aber ist in der Praxis das Gleiche: 
die Sicherheit Deutschlands, Transport-
wege, Rohstoffsicherheit. Mittel der Sicher-
heitspolitik sind Soldaten und Polizisten.

In den Einsatzgebieten der Bundeswehr 
zeigt sich das ganz deutlich: In Bosnien, 
Afghanistan, und der DRC (hier meist 
schlicht Kongo genannt) geht es um die 
Kontrolle der Zivilbevölkerung. „Ethische 
Konflikte“ und „Pogrome“ seien zu verhin-
dern, der Widerstand in Afghanistan wird 
mittlerweile offiziell als „Aufstand“ tituliert, 
die Gefahr für die EUFOR in Kinshasa geht 
von jugendlichen Ghetto-Bewohnern aus.  
Aufgabe des Militärs ist also immer weniger 
die Schlacht gegen eine befeindete Armee 
als die dauerhafte Besetzung: die Kontrolle 
eines Gebietes oder einzelner Städte, das 
Errichten von Straßensperren, die Sicherung 
von Transportwegen und Fluchtkorridoren, 
das Durchsetzen von Ausgangssperren. Da 
ist es logisch, dass immer öfter auch Poli-
zisten mit den Soldaten im Einsatz sind. 
Deutschland erwägt, die Bundespolizei per 
Gesetz generell für Auslandsmissionen ein-
satzfähig zu machen, erste Spezialeinheiten 

werden in Gifhorn explizit für die Eindäm-
mung von Demonstrationen im Ausland 
geschult. Auf europäischer Ebene soll eine 
European Gendarmerie Force zu eben 
solchen Zwecken gebildet werden (siehe 
Beitrag von Claudia Haydt). Das Mandat 
der Polizei- und Streitkräfte lautet meist 
schlicht „Gewalt einzusetzen, um Gewalt 
zu verhindern“ und setzt die Präventiv-
kriegsdoktrin so auch auf Mikro-Ebene um. 
Von Außen betrachtet besteht ein logischer 
Zusammenhang zwischen kolonialen Besat-
zungen und dem Aufbau bzw. dem Umbau 
der Armeen zu Aufstandsbekämpfungsein-
heiten. In Irak, Haiti, aber auch in Kinshasa 
wird mittlerweile die Bevölkerung per se als 
Feind angenommen. Beispielhaft hierfür 
ist Falludjah, die Stadt wurde wochenlang 
belagert und bombardiert. Wer sich danach 
noch darin aufhielt, galt pauschal als Ziel. 
Anders lässt sich eine solch große Stadt 
gar nicht mehr einnehmen. Es wurden 
weißer Phosphor und Mk77 eingesetzt. 
Dies alles findet in so genannten Schur-
kenstaaten, gescheiterten oder erodieren-
den Staaten statt. Entwicklungshilfe zielt 
dementsprechend auf den Aufbau neuer 
staatlicher Strukturen, die eine „Good 
Governance“ (gute Regierungsführung) im 
Sinne der intervenierenden Staaten gewähr-
leisten sollen. Unter staatlichen Strukturen 
werden in erster Linie Militär und Polizei 
verstanden, später auch ein System von 
Strafgerichten und Knästen. Unter dem 
Stichwort „Sicherheitssektorreform“ bauen 
die westlichen Staaten in der Peripherie also 
neue Gewaltinstitutionen auf und bezeich-
nen dies als „Law-Enforcement“, zivile Kri-
senprävention und Friedenskonsolidierung. 
Der Versuch, Individuen in das Zentrum 
des Sicherheitsbegriffs zu setzen, ist damit 
geglückt, allerdings spielen sie dort faktisch 
eher die Rolle als potenzielle Bedrohung, 

denn als Schutzbedürftige, keinesfalls aber 
als autonome Subjekte, als souverän. In 
gescheiterten Staaten wird ein Krieg Aller 
gegen Alle konstatiert, der mit purer Gewalt 
unter Kontrolle gebracht werden müsse.

Phänomenologie des Ausnahmezustands
Der Ausnahmezustand ist in vielen Ver-

fassungen so genannter Demokratien ver-
ankert und trägt verschiedene Namen. In 
Großbritannien ist es das Kriegsrecht, wel-
ches in Notlagen ausgerufen werden kann, 
in Frankreich heißt die entsprechende 
juridische Figur „Belagerungszustand“, in 
Deutschland nach 1945 wurde der Ausnah-
mezustand 1968 per Gesetz dem Grund-
gesetz hinzugefügt. Oft genug wird der 
Ausnahmezustand jedoch auch ausgerufen, 
wenn er nicht in der Verfassung verankert 
ist oder ohne die rechtlichen Grundlagen 
und Bedingungen des Ausnahmezustands 
zu beachten. Generell umfasst der rechtliche 
Ausnahmezustand folgende Komponenten: 
Es ermöglicht den Einsatz der Armee im 
Innern, gibt ihr und der Polizei erweiterte 
Rechte, beispielsweise können Ausgangs-
sperren verhängt werden. Die Grundrechte 
werden eingeschränkt bzw. suspendiert. 
Hausdurchsuchungen und Verhaftun-
gen können ohne richterliche Anordnung 
durchgeführt werden. Es werden Schnell-
verfahren ermöglicht und häufig auch der 
Geltungsbereich der Militärgerichte auf 
zivile Bereiche ausgedehnt. In vielen Län-
dern, insbesondere in Lateinamerika, gibt 
es im Ausnahmezustand die Todesstrafe. 
Ein weiteres wichtiges Charakteristikum ist, 
dass Gesetze fortan vom Präsidenten oder 
den Ministerien per Dekret erlassen werden 
können und häufig die Arbeit des Parla-
ments ausgesetzt wird, die Gewaltenteilung 
wird zugunsten der Exekutiven aufgehoben. 
Dies gilt auch hinsichtlich des Militärs, das 
dem Oberkommando des Präsidenten oder 
spezieller Gremien unterstellt wird. Je länger 
der Ausnahmezustand in Kraft bleibt, desto 
mehr entwickeln sich für Militärdiktaturen 
typische Strukturen: Paramilitärs, relativ 
eigenständig agierende Militäreinheiten 
und Geheimdienstabteilungen, Lager, Spe-
zialgefängnisse, Foltergefängnisse, die Zahl 
der Menschen, die „verschwinden“, steigt. 
Die Anlässe, auf die hin der Ausnahmezu-
stand ausgerufen wird, sind vielfältig. Am 
unverdächtigsten sind zunächst Natur-
katastrophen, wobei zuletzt der Hurri-
can Kathrina gezeigt hat, dass auch deren 
Auswirkungen keineswegs naturgegeben 
und die Reaktionen der Regierung kei-
neswegs alternativlos sind. Während die 
US-Administration den Leiden der armen 
zurückgebliebenen Bevölkerung zunächst 
weit gehend ahnungs- und tatenlos gegen-

Nach einer Räumung eines Slums in Karachi, Foto: indymedia
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überstand, rückten bald die Plünderungen 
derer in den Vordergrund, die zuvor alles 
verloren hatten und sich nun in den leer 
stehenden Villen und verwüsteten Super-
märkten bedienten. Das Gerücht, dass sich 
einige von ihnen bewaffnet hätten, wurde 
zum Anlass genommen, den Notstand zu 
verhängen und die frisch aus dem Irak 
eingetroffene Nationalgarde nach New 
Orleans zu entsenden, um einen wahren 
Krieg gegen die Armut zu entfesseln, wäh-
rend die vom Wasser eingeschlossenen 
Menschen weiter dahinsiechten. Auf den 
US-amerikanischen Seiten des Nachrich-
tenportals Indymedia wurde seinerzeit 
deutlich, dass sich das Militär zunächst das 
Monopol auf Handlungsfähigkeit sicherte 
und spontane zivile Rettungsmaßnahmen 
unterband. Die Regierung, wegen ihrer 
langen Untätigkeit in scharfe Kritik gera-
ten, konnte mit der Verhängung des Aus-
nahmezustands demonstrieren, dass sie 
sich der Sache annimmt und vermeintlich 
alles Mögliche unternimmt, um endlich zu 
handeln. Was macht eine Regierung, wenn 
sie nicht weiter weiß? Sie verhängt den 
Ausnahmezustand und schickt das Militär. 
Das gilt auch bei inneren Unruhen, rebellie-
renden Minderheiten, Autonomieerklärun-
gen oder Sezessionsbestrebungen. Solange 
diese gewaltfrei bleiben, kann der Einsatz 
des Militärs erheblich schwerer gerechtfer-
tigt werden und die oppositionellen Kräfte 
stärken. In diesem Fall bemühen sich oft 
die Geheimdienste um eine Eskalation, 
entweder, indem sie Anschläge verüben 
und der anderen Seite zuschreiben, wie dies 
die Strategie der Spannung in Italien und 
jüngst in Oaxaca beinhaltet. Zusätzlich oder 
alternativ können paramilitärische Grup-
pen aufgebaut und ausgerüstet werden. 
Dann lässt sich der Ausnahmezustand wie 
in Nord-Irland oder den Kurdengebieten 
der Türkei oft jahrelang aufrechterhalten, 
in dessen Schatten eine Kriegsökonomie 
mit privaten und völlig entpolitisierten 
Gewaltunternehmern entsteht. Geheim-
dienste und Paramilitärs schaffen sich eine 
wirtschaftliche Basis in der Bevölkerung, 
die von den Regierungstruppen oder aus-
ländischen Counter-Insurgency-Einheiten 
illegalisiert und bekämpft wird. 

In einigen arabischen Ländern ist es isla-
mistischen Gruppen gelungen, ein besse-
res System der sozialen Grundsicherung 
bereitzustellen, als die Regierung, und sich 
so einen breiten Rückhalt in der Gesell-
schaft zu sichern. In Algerien herrscht der 
Ausnahmezustand, seit 1991 die Islami-
sche Heilsfront (FIS) die erste Runde der 
Wahlen gewann, woraufhin das Militär 
die Macht übernahm und die FIS verbot. 
Auch Mubarak in Ägypten regiert seit der 

Ermordung seines Vorgängers 1981 wegen 
des großen gesellschaftlichen Einflusses 
der Muslimbrüderschaften im Ausnah-
mezustand. Der pro-westliche Kurs wird 
von der Bevölkerung abgelehnt und kann 
nur mit Gewalt durchgesetzt werden. Um 
den „Inneren Frieden“ im Sinne sozialer 
Sicherheit kümmern sich die Islamisten 
und gewinnen dadurch eine Massenbasis. 
Ein weiterer Grund, den Ausnahmezustand 
zu verhängen, besteht in Schwierigkeiten 
innerhalb der Regierung selbst. Korrup-
tionsvorwürfe gegen führende Politiker, 
Streitigkeiten innerhalb der Regierung, 
knappe, unklare oder angefochtene Wahl-
ergebnisse können insbesondere im süd-
ostasiatischen und pazifischen Raum darin 
münden, dass die Regierung die Oppo-
sition auf diesem Wege zum Schweigen 
bringt und das Militär in der Hauptstadt 
oder in Unruheprovinzen stationiert. Auch 
auf den gewaltsamen Tod von hohen Regie-
rungsbeamten wird speziell in Afrika auf 
diese Weise reagiert. Staatsbankrott, Infla-
tion, die Zahlungsunfähigkeit von Banken 
und Kreditinstituten führten u.a. 1989 in 
Venezuela 1997 in Albanien und 2001 in 
Argentinien zu Aufständen, auf welche hin 
die Regierungen jeweils den Ausnahmezu-
stand ausriefen. 

Ausnahmezustände markieren damit oft 
auch politische Brüche. Nicht immer gelingt 
es der Regierung, das Militär und die Poli-
zei gegen die eigene Bevölkerung vorgehen 
zu lassen und auch wenn, gehen die oppo-
sitionellen Bewegungen oft gestärkt aus den 
Repressionen hervor. Manchmal kommt es 
gar zu Revolutionen in dem Sinne, dass eine 
völlig andere oder neue Elite die Staatsfüh-
rung übernimmt, die alte blutig verfolgt 
und eine neue ideologische Grundlage 
ihrer Herrschaft gegenüber der Gesellschaft 
durchsetzt. Insofern ist auch die Revolu-
tion ein Ausnah-
mezustand, kein 
Wunder also, 
dass Regime wie 
in Mexiko oder 
Libyen, die auf 
der Institutiona-
lisierung einer 
vermeintlichen 
Revolution basie-
ren, repressiv 
sind. Eine pre-
käre oder nicht 
v o r h a n d e n e 
Legitimität und 
die Kontrolle 
über die Gewal-
t ins t i tu t ionen 
bestimmen die 
gesellschaftlichen 

Verhältnisse. 
Die Konsolidierung eines neuen Regimes, 

selbst wenn es nicht aus einem Krieg her-
vorgeht, geschieht meist im Kontext des 
Kriegsrechts oder Ausnahmezustands. 
Auch bei einem Putsch wird zunächst eine 
Form des Ausnahmezustands errichtet, die 
Aufhebung der Verfassung und der Über-
gang zu einer kommissarischen Diktatur. 
In letzter Zeit ist der Begriff „Ausnahme-
zustand“ zunehmend in Mode gekommen. 
Wenn nach heftigen Schauern einige Keller 
leer gepumpt werden müssen oder nach 
mittleren Stürmen umgeknickte Bäume die 
eine oder andere Straße blockieren, ruft die 
Feuerwehr den „Ausnahmezustand“ aus. 
Funk und Fernsehen verkünden ihn nicht 
nur in Zusammenhang mit allem, was sich 
mit Blaulicht und „Tatütatata“ assoziie-
ren lässt, sondern mit zunehmend positi-
ver Konnotation. Der Ferienbeginn sorgt 
dann etwa für einen Ausnahmezustand auf 
Deutschlands Fernstraßen, der Schlussver-
kauf in den Modehäusern und nicht zuletzt 
die dumpf-fröhlichen Feierlichkeiten im 
Rahmen der Fußball-WM wurden in den 
Lokalzeitungen immer wieder als hupender 
und jubelnder, unbekümmert schwarz-rot-
goldener Ausnahmezustand tituliert.

Auch wenn diese abwertende Verallge-
meinerung des Begriffs nicht grundlos 
stattfindet, ist es zunächst wichtig, ihnen 
gegenüber noch einmal die wahre Bedeu-
tung des Ausnahmezustandes herauszu-
arbeiten. Es handelt sich dabei um eine 
paradoxe staatsrechtliche Figur, welche die 
Rechtsordnung aufhebt, vermeintlich um 
sie zu erhalten. Diese Aufhebung geschieht 
einseitig hinsichtlich der gewalthemmen-
den Institutionen, der Beschränkungen der 
Herrschaft, welche die Rechtsordnungen 
enthalten. Die Macht konzentriert sich in 
den Händen der Exekutiven, die Regierung 

Plakat zum Film „Der vierte Weltkrieg“
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bestimmt zentralistisch über den Einsatz 
von Polizei und Militär. Die Gerichte und 
das Parlament verlieren ihre Interventions-
möglichkeiten und die Bürgerrechte, welche 
die Einzelnen vor dem willkürlichen Zugriff 
der Exekutiven und legale Möglichkeiten 
zur Gegenmachtbildung schützen sollen, 
werden aufgehoben. Es ist die einseitige 
Aufhebung des so genannten Gesellschafts-
vertrages, der vermeintlich die Grundlage 
demokratischer Herrschaft darstellt. Die 
Möglichkeit, die Verfassung einseitig außer 
Kraft zu setzen offenbart die wahre Natur 
demokratischer Herrschaft. Verliert sie 
ihre Legitimität, kann sie schlicht aus den 
Gewehrläufen wiederhergestellt werden. 
Paradoxerweise ist eben die Möglichkeit 
zur Aufhebung der Verfassung in den Ver-
fassungen vieler Demokratien – so auch der 
deutschen – enthalten. Argumentativ geht 
der Ausnahmezustand immer von einem 
Notstand, einer Notlage aus, welche die 
Zerstörung der gesellschaftlichen Ordnung 
mit sich brächte, wenn sie nicht in der zuvor 
festgelegten Weise vorübergehend aufgeho-
ben würde. Zwar beinhaltet die Verfassung 
einige Voraussetzungen für die offizielle 
Verhängung des Ausnahmezustandes und 
begrenzt auch danach die Spielräume der 
Exekutiven, doch die Geschichte des Aus-
nahmezustandes zeigt, dass diese eben mit 
Hinweis auf die vermeintliche Notlage im 
Ausnahmezustand selbst ignoriert werden. 
Wer sollte dies auch verhindern?

Der Krieg als permanenter Notstand
Ein solcher Notstand ist natürlich der 

Kriegs- bzw. Verteidigungsfall. Die Aus-
sage Strucks, dass Deutschlands Sicher-
heit am Hindukusch verteidigt würde, 
zeigt, wie dehnbar diese Konzepte sind 
(„Verteidigung“ beinhaltet bspw. auch die 
Sicherung von Transportwegen). Zudem 
befinden wir uns seit dem 11. Septem-
ber 2001 im so genannten „Krieg gegen 
den Terror“. Dieser weltweite Krieg gegen 
einen unsichtbaren und oftmals ledig-
lich halluzinierten Feind entstammt nicht 
mehr düsterer Science Fiction, sondern 
ist schlicht Realität. Das bedeutet jedoch 
nicht, dass 2001 weltweit oder innerhalb 
der Koalition der Willigen der Ausnahme-
zustand ausgerufen und das Kriegsrecht in 
Kraft gesetzt wurde. Aber der Ausnahme-
zustand kann als Analyseinstrument der 
Politik insbesondere der liberal-demokrati-
schen Staaten in den letzten Jahren dienen.  
Nach 9/11 wurde nicht das Kriegsrecht in 
Kraft gesetzt, aber der zeitlich unbegrenzte 
Krieg gegen den Terror ausgerufen, dessen 
Einsatzort die ganze Welt ist. Er beinhal-
tet nicht nur die Kriege und Besatzungen 
von Irak und Afghanistan, sondern auch 

geheime Kommandooperationen, geheim-
dienstliche Tätigkeiten und die Jagd von 
vermeintlichen und tatsächlichen Terro-
risten im Inland und „verbündeten“ Aus-
land. In seinem Kontext wurden auch die 
beiden Militäroperationen Active Endea-
vour im Mittelmeer und Enduring Free-
dom am Horn von Afrika begonnen. Unter 
dem Vorwand der Terrorismusbekämpfung 
wurden die internationalen Gewässer mili-
tarisiert und die zivile Schifffahrt der Kon-
trolle der westlichen Soldaten unterworfen. 

Deutschland nutzte Enduring Freedom 
außerdem, um für je ein Jahr den Einsatz 
von bis zu 2800 Soldaten im Gebiet der 
NATO, der arabischen Halbinsel, Mittel- 
und Zentralasien und Nord-Ost-Afrika 
sowie den angrenzenden Seegebieten durch 
das Parlament absegnen zu lassen. Außer-
dem beinhaltet das deutsche Mandat von 
Enduring Freedom Einsätze von bis zu 100 
Soldaten des Kommandos Spezialkräfte, 
über die das Parlament bislang nicht einmal 
aufgeklärt wird. Das KSK wiederum ist in 
Afghanistan an der Bewachung und dem 
Transport von Gefangenen beteiligt und 
liefert damit Zuarbeit für Guantanamo und 
afghanische Foltergefängnisse. Laut Anga-
ben zweier verschleppter Menschen aus 
Deutschland, Khaled El Masri und Murat 
Kurnaz, wurden diese auch von deutschen 
Sicherheitsbeamten genutzt, um Terrorver-
dächtige zu verhören. Darüber hinaus sind 
Verhöre illegal verhafteter und verschleppter 
Terrorverdächtiger durch deutsche Behör-
den in Damaskus und Marokko öffentlich 
geworden. Die US-Stützpunkte Frankfurt 
und Ramstein waren für die Gefangenen-
transporte der CIA, die - bestenfalls - häufig 
in Guantanamo enden, zentral. In diesem 
Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass 
Deutschland 7000 Soldaten abgestellt hat, 
um im Inland militärische Einrichtungen 
zu schützen, einerseits sicherlich gegen 
terroristische Anschläge, andererseits wird 
damit freilich auch ziviler Protest einge-
schüchtert. 

Gewaltsame militärische Durchdringung
Denn die Ausdehnung des Militärischen 

geschieht keineswegs widerspruchsfrei. In 
der Kyritz-Ruppiner Heide nordwestlich 
von Berlin kämpft die ansässige Bevölke-
rung seit Jahren gegen die Einrichtung 
eines Luft-Boden-Schießplatzes - des so 
genannten Bombodroms - und stattdes-
sen für eine touristische Infrastruktur als 
ökonomische Basis der Region. Auf dem 
Magdeburger Gefechtsübungszentrum, 
dem Modernsten in ganz Europa, das von 
dem privaten Sicherheitsunternehmen 
Serco GMBH - ansonsten auch für den 
Unterhalt von Knästen und Abschiebe-

haftzentren zuständig - betrieben wird, 
werden die Manöver durch ansässige Frie-
densaktivistInnen gestört. Der Ausbau des 
NATO-Flughafens Geilenkirchen war erst 
nach der Räumung eines Hüttendorfs von 
Groenfront-AktivistInnen möglich, der 
Ausbau des Leipziger Flughafens als Dreh-
kreuz für den US-Nachschub in den Irak 
stößt ebenso auf Widerstand in der Bevöl-
kerung wie die militärische Nutzung des 
Flughafens Rostock-Laage. Wenn dieser im 
Rahmen der Proteste gegen die G8 besetzt 
wird, könnten sich die Protestierenden Sol-
daten und Feldjagern gegenüber sehen, die 
in den letzten Jahren bei zahlreichen Gelöb-
nissen und Gedenkfeiern der Gebirgsjäger 
an NS-Kriegsverbrecher den inneren Ring 
der Abschirmung gegenüber Protest bilde-
ten.

Die Verdrängung des Zivilen durch das 
Militärische ist ein globales Phänomen. So 
gab es in Südkorea massive Proteste gegen 
die Erweiterung eines US-Militärstutz-
punktes, wegen der ein Dorf bereits das 
zweite Mal umgesiedelt werden musste. 
18.000 koreanische Polizisten und Sol-
daten stürmten schließlich das Dorf, 400 
Menschen wurden festgenommen und 
200 verletzt. Am 13. Mai 2005 wurden 
in Usbekistan mehrere hundert Menschen 
erschossen, die gegen die Rechtswillkür 
des usbekischen Regimes demonstrierten. 
Diese bezeichnete die Demonstranten als 
Terroristen und Umstürzler und verfolgt 
seit dem drastisch Oppositionelle und 
Menschenrechtsvereinigungen, die eine 
internationale Untersuchung des Mas-
sakers fordern. Die deutsche Regierung 
kritisiert diese Menschenrechtsverletzun-
gen nicht angemessen, da sie in Usbeki-
stan ihren Stützpunkt für die Versorgung 
der deutschen Soldaten im benachbarten 
Afghanistan unterhält. Im Gegenteil profi-
tiert sie vom autoritären Regime, denn der 
US-geführte Krieg in Afghanistan und die 
Unterstützung durch ihre Regierung wird in 
Usbekistan ebenso wie in Pakistan von der 
Bevölkerung weit gehend abgelehnt. Staa-
ten, die sich am Krieg beteiligen, müssen 
dies mehr oder weniger gewaltsam gegen-
über der eigenen Bevölkerung durchsetzen. 
Dies beinhaltet eben auch eine Entparla-
mentarisierung der Auslandseinsätze. Neben 
dehnbaren und allumfassenden Mandaten 
wie Enduring Freedom geschieht dies in 
Deutschland insbesondere dadurch, dass 
diese von Polizei und zivilen Helfern flan-
kiert werden. Über Auslandseinsätze der 
Polizei entscheidet das Innenministerium 
und wenn Soldaten offiziell als „Militärbe-
rater“ entsandt werden, bedarf dies ebenfalls 
keiner Zustimmung des Parlaments. Der 
Einsatz der Bundespolizei zum Schutz von 
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zivilen Helfern im Irak wurde beispielsweise 
erst bekannt, nachdem zwei der Beamten 
starben. Auch in den Libanon wurde Bun-
despolizei noch während der Gefechte zwi-
schen israelischer Armee und der Hisbollah 
entsandt, offiziell, um den Schutz der deut-
schen Botschaft zu verstärken. Ein weiterer 
Vorwand, Bundespolizisten in alle Welt zu 
entsenden, ist die Bekämpfung illegaler 
Migration. Mittlerweile werden Bundespo-
lizisten, die im Rahmen der Amtshilfe auch 
auf Demonstrationen im Inland einge-
setzt werden, speziell für Auslandseinsätze 
trainiert, ein neues Entsendegesetz soll es 
ermöglichen, diese auch gegen ihren Willen 
im Ausland einzusetzen. Denn in den Pro-
tektoraten, beispielsweise auf dem Balkan, 
fühlen sich die Soldaten immer öfter an 
Polizeiarbeit erinnert. Ihre Aufgabe ist hier 
die Eindämmung von Demonstrationen, 
die Jagd auf Kriegsverbrecher und die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung. 
Neben dem Einsatz von eigenen Polizisten 
bietet sich die Ausbildung und Ausrüstung 
eigener Polizei- und Aufstandsbekämp-
fungskräfte vor Ort im Rahmen der so 
genannten Sicherheitssektorreform an, die 
aber oft in den Aufbau unkontrollierbarer 
paramilitärischer Gruppen mündet.

Die zunehmende Ununterscheidbarkeit 
von Polizei und Militär deutet auf generelle 
Innen- und Außen-Analogien hin, die dem 
weltweiten Bürgerkrieg und dem Krieg 
gegen den Terror innewohnen. Immer 
wieder wird von unseren Politikern betont, 
dass man zwischen innerer und äußerer 
Sicherheit nicht mehr unterscheiden könne, 
es herrscht also auch im Inneren Krieg und 
im Krieg geht es um alles, weshalb auch 
jedes Mittel gerechtfertigt ist. Kurz nach-
dem von der britischen Regierung an die 
Polizei der Auftrag erging, potenzielle Ter-
roristen im Zweifelsfall zu erschießen, setz-
ten die Sicherheitskräfte diesen gegenüber 
einem unschuldigen Brasilianer spektakulär 
um. Der frühere Polizeichef Londons recht-
fertigte dies mit der Aussage „…wir leben 
in einer Zeit des Bösen, wir sind im Krieg“. 
Die deutsche Regierung will einen Einsatz 
der Bundeswehr für die Fälle ermöglichen, 
dass von einem zivilen Flugzeug oder Schiff 
eine potenzielle Terrorbedrohung ausginge. 
In einer solchen Notlage soll der Abschuss 
des betreffenden Transportmittels und 
damit der Mord an den Insassen gerecht-
fertigt werden. Nachdem dies für verfas-
sungswidrig erklärt wurde, verkündet sie 
kurzerhand, dann müsse eben die Verfas-
sung geändert werden. Dies muss jedoch 
nicht unbedingt über eine Zweidrittel-
mehrheit im Parlament geschehen. 

Per Kabinettsbeschluss verabschiedete 
die Regierung am 25. Oktober ein neues 

Verteidigungsweißbuch. Darin 
werden wie auch in den Verteidi-
gungspolitischen Richtlinien die 
Begriffe der Verteidigung und der 
nationalen Sicherheit weit ausge-
dehnt. Wenn das Verfassungsge-
richt dieser Interpretation folgt, 
würde sich mit der Veränderung 
von Begriffen auch die Verfassung 
in ihrem Gehalt geändert, jedoch 
per Dekret, nicht durch die in ihr 
vorgesehene Zweidrittelmehrheit.

Abbau von Rechten
Der innere Notstand rechtfer-

tigte darüber hinaus auch die 
zunehmende Verzahnung von 
Militär, Polizei und den verschie-
denen Geheimdiensten unter 
anderem im gemeinsamen Lage- 
und Analysezentrum oder zuletzt 
durch die Anti-Terror-Datei. Mit 
dem Krieg gegen den Terror wird 
auch eine immer umfassendere 
Videoüberwachung, Vorratsda-
tenspeicherung aller Telefon- und 
Internet-Verbindungen sowie 
der Einsatz des deutschen Maut-
Systems zur Überwachung des Verkehrs 
gerechtfertigt. Darüber hinaus arbeiten die 
westlichen Demokratien gerade an einer 
rechtlichen Umsetzung der faktisch bereits 
bestehenden Praxis, dass Terrorverdäch-
tige auch ohne richterliche Anordnung 
auf unbestimmte Zeit festgehalten werden 
können. Für Sexualstraftäter besteht die 
Möglichkeit der Sicherheitsverwahrung 
schon länger und wurde zuletzt 2004 auch 
als nachträgliche Maßnahme für verfas-
sungsmäßig erklärt. Demnach kann auch 
nach Verbüßen der Haftstrafen ein unbefri-
steter Freiheitsentzug angeordnet werden, 
der nur alle zwei Jahre bestätigt werden 
muss. Menschen ohne Aufenthaltserlaub-
nis können in Deutschland 18, in den mei-
sten anderen europäischen Ländern zwei 
bis sechs Monate inhaftiert werden, um 
ihre Abschiebung zu ermöglichen. Insofern 
wurde mit dem Schutz vor willkürlicher 
Inhaftierung - der Habeas Corpus Grundsatz 
- ein wichtiges Element der Rechtsstaatlich-
keit, schrittweise abgebaut. Nach Ansicht 
verschiedener Rechtswissenschaftler ist 
allein dies hinreichend, um von Ausnahme-
zustand oder Feindstrafrecht zu sprechen. 
Bei Abschiebemaßnahmen, in Abschiebe-
haft und bei der militarisierten Sicherung 
der Außengrenzen wird das Leben von 
MigrantInnen immer wieder demonstra-
tiv aufs Spiel gesetzt. Die Beamten, die für 
den Tod von Menschen zur Rechenschaft 
zu ziehen sind, bleiben oft straffrei oder 
kommen mit Bewährungsstrafen davon. 

So im Übrigen auch der stellvertretende 
Polizeipräsident Frankfurts Daschner, der 
einem Verdächtigen Folter androhen ließ. 
Auch hier wurde ein Freispruch in Hinblick 
auf die unmittelbare Notlage gefordert. 
Für MigrantInnen wie Asylbewerber sind 
verschiedene Grund- und Menschen-
rechte wie die Niederlassungsfreiheit 
bereits seit Längerem Makulatur. Viele 
dieser Einschränkung wurden im Kontext 
des Sozialabbaus nun auch auf gemeldete 
Erwerbslose ausgedehnt. Die Zwangsar-
beit, die in Knästen und Psychiatrien schon 
länger möglich ist, kann nun auch ALG-2-
Berechtigte betreffen.

Krise der Demokratie
Die Permanenz der Ausnahme kann 

als Strategie der Herrschenden aufgefasst 
werden, Ausbeutung und Unterwerfung 
zu intensivieren. Sie stellt auf jeden Fall 
eine Krise demokratischer Herrschaft und 
Legitimität dar. Auf der anderen Seite ist sie 
auch Ausdruck eines wachsenden und viel-
fältigen Widerstands, eines globalen inneren 
Unfriedens. So lässt sich der Erfolg des isla-
mischen Fundamentalismus sicher teilweise 
mit der Gewalt der neoliberalen Globalisie-
rung erklären. Auch die zunächst sinnlos 
und endogen erscheinende Gewalt in Slums 
und Vorstädten resultiert nicht zuletzt aus 
dem Ausschluss dieser Bevölkerungsgrup-
pen von ökonomischer, politischer und 
damit auch gesellschaftlicher Teilhabe. Tat-
sächlich geht es den Menschen immer mehr 
an den Kragen, ihr Recht auf Wohnung und 

Polizeikontrolle mit Maschinenpistole bei der Anfahrt 
zur Sicherheitskonferenz in München
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Aufenthalt, auf Arbeit und Leben in Würde 
und ihre politischen Rechte werden unter 
Anwendung von Gewalt in Frage gestellt. 
Beverly Silver versucht in ihrer Untersu-
chung über die Geschichte der Arbeiterbe-
wegung (Forces of Labour), den jeweiligen 
Stand der Gesellschaft nicht alleine aus der 
Eigendynamik des Kapitalismus, sondern 
aus dem jeweiligen Machtverhältnis zwi-

schen Kapital und ArbeiterInnenbewegung 
zu beschreiben. Demnach pendelt die glo-
bale Politik scheinbar endlos zwischen der 
Maximierung der Profite einerseits und der 
Legitimierung des kapitalistischen Weltsy-
stems andererseits. Gegenwärtig stehen die 
Zeichen eindeutig auf Maximierung der 
Profite und die Legitimität der politischen 
Herrschaft schwindet in nackte Gewalt. 
Nach Silver bedeutet dies aber keineswegs 
das Ende der Arbeitskämpfe, diese werden 
jedoch gegenwärtig dort ausgefochten, wo 
sie am existenziellsten sind: in der kapitali-
stischen Peripherie. Dies bedeutet einerseits 
tatsächlich die so genannte „Dritte Welt“, 
wo deutsche Polizisten ehemalige Milizio-
näre in Aufstandsbekämpfung ausbilden, 
andererseits die Peripherie der Metropo-
len, die illegalisierten Slums und die ille-
galisierten Bewohner. Zuletzt auch die 
mobile Peripherie der transnationalisier-
ten migrantischen Arbeitskräfte und ihrer 
Angehörigen, die vor unserer Nase ausge-
beutet, inhaftiert und abgeschoben werden.  
Verstanden als Krise ist der globale Ausnah-
mezustand nicht unbedingt eine fatale Ent-
wicklung. Wie oben beschrieben, kann der 
Verlust an Legitimität durch pure Gewalt 
nicht immer ersetzt werden, die zivile 

Opposition stärken und den Übergang zu 
einer anderen, klassisch sozialdemokrati-
schen Politik markieren, die sich weniger an 
der Bereitstellung von Profiten und mehr 
an Legitimität orientiert. Dies entspräche 
dem ewigen Pendeln innerhalb des Kapita-
lismus, wie es Silver annimmt, lediglich mit 
zunehmendem Gewaltpotential. Es könnte 
natürlich auch eine tatsächliche Revolution 
bedeuten, den Übergang in etwas völlig 
Neues. Wie vorher beschrieben, können 
auch Revolutionen zu Terrorregimen, zum 
permanenten Ausnahmezustand werden. 
Dieser steht uns jedoch ohnehin bevor, 
wenn wir Krieg und Terror nicht den kol-
lektiven Kampf um Rechte entgegensetzen 
können und Frieden einfordern:

„eine umfassende und dauerhafte Rechts-
ordnung und Lebensform, bei der Wohl und 
Wohlstand der Menschen oberste Ziele sind.“

„Die Tradition der Unterdrückten belehrt 
uns darüber, dass der ´Ausnahmezustand´, 
in dem wir leben, die Regel ist. Wir müssen 
zu einem Begriff der Geschichte kommen, der 
dem entspricht. Dann wird uns als unsere 
Aufgabe die Herbeiführung des wirklichen 
Ausnahmezustands vor Augen stehen.“
Walter Benjamin

Buckcover von Beverly Silver
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